
Vorlage an den Planungsausschuss 
 ____________________________________________________________________________________________________  
 
 
Bebauungsplan Nr. 4d Unterscheid Teil I (Änderung) 
hier: Satzungsbeschluss 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, den Bebauungsplan Nr. 4d Unter-
scheid Teil I (Änderung) als Satzung zu beschließen. Der Bebauungsplan Nr. 4d  
Unterscheid Teil I (Änderung) ist eine Änderung des 1969 aufgestellten Bebauungs-
plans Nr. 4 Unterscheid Teil I sowie des Bebauungsplans Nr. 4a Unterscheid Teil I 
(Änderung) und des Bebauungsplans Nr. 4b Unterscheid Teil I (Änderung). 
 
Die Stadtverordnetenversammlung hat am 1. Februar 2016 die Aufstellung der oben 
genannten Bebauungsplanänderung beschlossen. Durchgeführt wird ein Verfahren 
nach § 13a Baugesetzbuch (BauGB) "Bebauungsplan der Innenentwicklung". Ein 
"Bebauungsplan der Innenentwicklung" kann für die Wiedernutzbarmachung von 
Flächen, die Nachverdichtung oder andere Maßnahmen der Innenentwicklung im 
"Beschleunigten Verfahren" aufgestellt werden. Bei Anwendung des "Beschleunigten 
Verfahrens" ist die Erstellung eines Umweltberichts nach § 2a BauGB nicht erforder-
lich. Auf die umweltbezogenen Belange wird unter dem Punkt "Umweltbezogene  
Belange" der Begründung detailliert eingegangen. 
 
Da das Planwerk nicht gänzlich aus dem Flächennutzungsplan entwickelt worden ist, 
wird der Flächennutzungsplan nach § 13a (2) BauGB dem Bebauungsplan Nr. 4d 
Unterscheid Teil I (Änderung) im Wege der Berichtigung angepasst. Die bisher als 
"Sonderbaufläche" ausgewiesenen Bereiche werden nun als "Wohnbauflächen" dar-
gestellt.  
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans besteht aus drei Teilbereichen und hat 
eine Größe von insgesamt ca. 28.800 m². Die drei Teilbereiche liegen westlich der 
Straße "Am Unterscheid" und grenzen an die "Bremer Straße" bzw. die Straße "Am 
Katzenstein". Im Einzelnen überplanen die Teilbereiche folgende Grundstücke:  
 

• Teilbereich A (Größe: ca. 12.000 m²) umfasst die Grundstücke Gemarkung 
Reitzenhagen, Flur 3, Flurstücke 42/5, 118/2 teilweise, 106/44, 53/2, 53/5, 
53/14, 53/16, 53/25, 53/24, 53/26, 53/30. 

• Teilbereich B (Größe: ca. 6.800 m²) umfasst die Grundstücke Gemarkung 
Reitzenhagen, Flur 3, Flurstücke 71/7, 71/8, 76/15, 76/16, 76/18. 

• Teilbereich C (Größe: ca. 10.000 m²) umfasst die Grundstücke Gemarkung 
Reitzenhagen, Flur 3, Flurstücke 100/7, 100/8, 100/9, 100/10, 100/11, 100/12, 
100/13, 100/14 und 102/4.  

 
Die Aufstellung der Bebauungsplanänderung schafft die Möglichkeiten, das Quartier 
weiterzuentwickeln. Zur Sicherung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung 
soll für die bebauten und vom Nutzungswandel betroffenen Grundstücke das Pla-
nungsrecht den aktuellen Gegebenheiten angepasst werden.  
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Einbezogen in die Planung sind die Baulücken entlang der Straße "Am Unterscheid". 
Das Planungsverfahren dient der "Innenentwicklung" und gibt den Grundstücksei-
gentümern Planungssicherheit. Nicht mehr zeitgemäße Pensionen und Beherber-
gungsbetriebe können mit wirtschaftlich tragfähigen Nutzungen entsprechend dem 
§ 4 Baunutzungsverordnung (BauNVO) als "Allgemeines Wohngebiet" umgenutzt 
werden.  
 
Zudem besteht die Möglichkeit, dass Baulücken, die aufgrund der Lage und Größe 
nicht für Sondernutzungen geeignet sind, zum Beispiel mit Wohngebäuden          
geschlossen werden. Die Schließung von Baulücken, die Wiedernutzbarmachung 
von Flächen sowie die Reaktivierung von Gebäuden entsprechen einer angestrebten 
Nachverdichtung von Stadtquartieren. Planerischer Anpassungsbedarf besteht auch 
bezüglich der Verkehrsflächen und der Gehölzbestände. 
 
Die Beteiligung nach § 3 (1) Baugesetzbuch (BauGB) erfolgte am 05.07.2016 im 
Rathaus Bad Wildungen. Im Rahmen der Bürgerversammlung ist angeregt worden, 
am Ortsrand gelegene, landwirtschaftlich bzw. gärtnerisch genutzte Grundstücke, die 
seit ca. 50 Jahren als "Sondergebiet Kur" ausgewiesen sind, nun ebenfalls als "All-
gemeines Wohngebiet" auszuweisen. Die Eigentümer haben über die Jahre Grund-
steuer für die Parzellen bezahlt und sehen keine Perspektive, eine Sondergebiets-
planung umzusetzen.  
 
Diese Thematik ist im Rahmen der Aufstellung der Bebauungsplanänderung sowie 
im Zuge zurückliegender Planungsabsichten immer wieder in den politischen Gremi-
en beraten worden. Entschieden wurde stets, diese Flächen nicht umzuwidmen, 
sondern an dem Planungsrecht "Sondergebiet – Kur" festzuhalten. Im Zusammen-
hang mit dem diesem Planungsverfahren sollte daher ein Beschluss gefasst werden, 
dass einer Erweiterung des Geltungsbereichs nicht zugestimmt wird. Eine    
erneute Beratung der Thematik unabhängig von dem laufenden Planungsverfahren 
kann angestoßen werden.  
 
Die öffentliche Auslegung nach § 3 (2) BauGB sowie die Beteiligung der Träger 
öffentlicher Belange nach § 4 (2) BauGB wurden vom 25.07.2016 bis zum 
26.08.2016 durchgeführt. Im Rahmen dieser Beteiligungen sind Anregungen aus der 
Bürgerschaft eingegangen, über die zu entscheiden ist. Parallel haben die Träger 
öffentlicher Belange die Möglichkeit erhalten, eine Stellungnahme zu dem            
Bebauungsplanentwurf abzugeben. Während der Auslegungsfrist sind keine Stel-
lungnahmen von den Trägern eingegangen, über die zu entscheiden ist. 
 
Folgende Anregungen bzw. Stellungnahmen sind eingegangen: 
 

1. Frau Margret Theis, Oldenburger Straße 2, 34537 Bad Wildungen 
2. KBW Rechtsanwälte, Kleine Rosenstraße 1 - 3, 34117 Kassel 

 
Zu 1.: Frau Margret Theis, Schreiben vom 05.08.2016 (siehe Anhang 1) 
Frau Theis bittet darum, das Grundstück Gemarkung Reitzenhagen, Flur 3, Flurstück 
42/6, entlang der "Oldenburger Straße" als Wohngebiet auszuweisen. Das Grund-
stück liegt am Ortsrand, ist unbebaut und wird derzeit als Garten genutzt.  
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Im Rahmen der Beratung des Geltungsbereichs sowie der Festsetzungen des      
Bebauungsplans ist entschieden worden, den Geltungsbereich auf bebaute Grund-
stücke sowie Baulücken, die zwischen den bebauten Flächen liegen, zu beschrän-
ken. Es bestand Konsens, am Ortsrand gelegene gärtnerisch oder landwirtschaftlich 
genutzte Grundstücke nicht in den Geltungsbereich zu integrieren.  
 
In der Begründung zum Bebauungsplan ist unter Punkt 3 "Zielsetzung des            
Bebauungsplans" hierzu Folgendes ausgeführt: 
 
"Für die im westlichen Geltungsbereich des rechtskräftigen Bebauungsplans Nr. 4 
Unterscheid Teil I gelegenen Grundstücke, die bisher nicht einer baulichen Nutzung 
zugeführt wurden, wird unter Beachtung der Zielsetzung der Stadt, auch Sonderge-
biete vorzuhalten, an der Ausweisung "Sondergebiet Kur" festgehalten. Diese Par-
zellen stellen zusammen mit den angrenzenden, landwirtschaftlich genutzten Flä-
chen den einzigen Standort in der Kernstadt dar, an dem noch eine Kurentwicklung 
in räumlicher Nähe zu den bestehenden Kureinrichtungen erfolgen kann. Diese Ent-
wicklungsmöglichkeiten sollen für künftige Generationen erhalten bleiben".  
 
Unter Berücksichtigung dieser Zielsetzung sollte nun ein Beschluss gefasst werden, 
dass einer Erweiterung des Geltungsbereichs nicht zugestimmt wird. Eine    
erneute Beratung der Thematik unabhängig von dem laufenden Planungsverfahren 
kann angestoßen werden. 
 
Zu 2.: KBW Rechtsanwälte, Schreiben vom 26.08.2016 (siehe Anhang 2) 
Angeregt wird, die Festsetzungen des Bebauungsplanentwurfs dahingehend zu   
ändern, dass ein weiteres Geschoss mit Flachdach realisiert werden kann.  
 
Das Grundstück "Am Unterscheid 6" liegt derzeit im Geltungsbereich des             
Bebauungsplans Nr. 4b Unterscheid Teil I (Änderung) und ist als "Sondergebiet Kur" 
ausgewiesen. Mit der nun vorgesehenen Änderung werden für das oben genannte 
Grundstück Entwicklungsmöglichkeiten eröffnet. Die Ausweisung des Areals als "All-
gemeines Wohngebiet" schafft die Möglichkeit einer zukunftsweisenden Nutzung der 
baulichen Anlagen. 
 
Im Rahmen der Beratung im Planungsausschuss am 17.05.2016 ist über die Fest-
setzungen hinsichtlich der Geschossigkeit intensiv beraten worden. Die Ausschuss-
mitglieder haben sich dafür ausgesprochen, dass sich die Entwicklung des Teils B 
der Bebauungsplanänderung an dem bestehenden baulichen Bestand und an dem 
östlich der Straße "Am Unterscheid" gelegenen Wohnquartier orientiert. In der Be-
gründung in Punkt 4 "Städtebauliches Konzept" des Planwerks ist hierzu Folgendes 
ausgeführt: 
 
"Das städtebauliche Konzept für den Planungsraum orientiert sich an dem beste-
henden baulichen Bestand im Geltungsbereich sowie an dem östlich angrenzenden 
Wohnquartier". 
 
Die in dem Teil B und östlich der Straße "Am Unterscheid" stehenden Gebäude  
weisen zumeist ein Kellergeschoss, ein Erdgeschoss und ein Dachgeschoss auf.  
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Der Gebäudebestand zeigt, dass unter Berücksichtigung des Planungsrechts in die-
sen drei Geschossen Wohnraum zu realisieren ist. Möglich ist unter dem Kellerge-
schoss noch die Realisierung eines Tiefgeschosses. 
 
Auch das Gebäude "Am Unterscheid 6" sowie das in dem Schreiben angesprochene 
Gebäude "Am Unterscheid 6 a" (Mehrfamilienhaus) weisen ein Tiefgeschoss, ein 
Kellergeschoss und ein Erdgeschoss auf. Das Haus "Am Unterscheid 6 a" hat      
zusätzlich ein zu Wohnzwecken ausgebautes Dachgeschoss.  
 
Die Festsetzungen des ausgelegten Bebauungsplanentwurfs lassen auch für das 
Gebäude "Am Unterscheid 6" die Aufstockung mit einem Dachgeschoss zu. Die   
Zulassung eines weiteren mit Flachdach ausgebildeten vollen Geschosses auf dem 
Objekt "Am Unterschied 6" würde die Ausweisung einer 2-geschossigen Bauweise 
erfordern. Dieses entspricht nicht der oben beschriebenen Zielsetzung des Plan-
werks. Daher sollte beschlossen werden, an den Festsetzungen des Bebauungs-
planentwurfs festzuhalten.  
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, das Planwerk als Satzung zu     
beschließen. 
 
 
Beschlussvorschläge für den Planungsausschuss: 
 
Der Planungsausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung, 
 

1. der im Rahmen der Beteiligung nach § 3 (1) BauGB vorgetragenen Anregung, 
den Geltungsbereich auf am Ortsrand gelegene gärtnerisch bzw. landwirt-
schaftlich genutzte Grundstücke des "Sondergebiets Kur" auszudehnen, nicht 
zu folgen. Die Thematik, am Ortsrand gelegene gärtnerisch bzw. landwirt-
schaftlich genutzte Grundstücke des "Sondergebiets Kur" umzuwidmen, ist 
unabhängig vom laufenden Planungsverfahren dem Planungsausschuss zur 
Beratung vorzulegen; 

 
2. der Anregung von Frau Margret Theis, Schreiben vom 05.08.2016, den Gel-

tungsbereich auf das am Ortsrand gelegene, gärtnerisch genutzte Grundstück 
(Gemarkung Reitzenhagen, Flur 3, Flurstück 42/6) auszudehnen, nicht zu fol-
gen. Die Thematik, am Ortsrand gelegene gärtnerisch bzw. landwirtschaftlich 
genutzte Grundstücke des "Sondergebiets Kur" umzuwidmen, ist unabhängig 
vom laufenden Planungsverfahren dem Planungsausschuss zur Beratung 
vorzulegen; 
 

3. der Anregung der KBW Rechtsanwälte, Schreiben vom 26.08.2016, hinsicht-
lich der Zulassung eines weiteren Vollgeschosses auf dem Gebäude "Am Un-
terscheid 6" nicht zu folgen. An den Festsetzungen des öffentlich ausgelegten 
Entwurfs des Bebauungsplans Nr. 4d Unterscheid Teil I (Änderung) wird fest-
gehalten; 
 

… 
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4. den Bebauungsplan Nr. 4d Unterscheid Teil I (Änderung) als Satzung zu    
beschließen; 

 
5. die auf der Grundlage der Hessischen Bauordnung in den Bebauungsplan   

integrierten Festsetzungen als Satzung zu beschließen. 
 
 
Beschlussvorschläge für die Stadtverordnetenversammlung: 
 

1. Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, der im Rahmen der Beteiligung 
nach § 3 (1) BauGB vorgetragenen Anregung, den Geltungsbereich auf am 
Ortsrand gelegene gärtnerisch bzw. landwirtschaftlich genutzte Grundstücke 
des "Sondergebiets Kur" ausdehnen, nicht zu folgen. Die Thematik, am Orts-
rand gelegene gärtnerisch bzw. landwirtschaftlich genutzte Grundstücke des 
"Sondergebiets Kur" umzuwidmen, ist unabhängig vom laufenden Planungs-
verfahren dem Planungsausschuss zur Beratung vorzulegen. 

 
2. Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, der Anregung von 

Frau Margret Theis, Schreiben vom 05.08.2016, den Geltungsbereich auf das 
am Ortsrand gelegene, gärtnerisch genutzte Grundstück (Gemarkung 
Reitzenhagen, Flur 3, Flurstück 42/6 auszudehnen, nicht zu folgen. Die   
Thematik, am Ortsrand gelegene gärtnerisch bzw. landwirtschaftlich genutzte 
Grundstücke des "Sondergebiets Kur" umzuwidmen, ist unabhängig vom lau-
fenden Planungsverfahren dem Planungsausschuss zur Beratung vorzulegen. 

 
3. Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, der Anregung der KBW 

Rechtsanwälte, Schreiben vom 26.08.2016, hinsichtlich der Zulassung eines 
weiteren Vollgeschosses auf dem Gebäude "Am Unterscheid 6" nicht zu fol-
gen. An den Festsetzungen des öffentlich ausgelegten Entwurfs des          
Bebauungsplans Nr. 4d Unterscheid Teil I (Änderung) wird festgehalten. 

 
4. Die Stadtverordnetenversammlung beschließt den Bebauungsplan 

Nr. 4d Unterscheid Teil I (Änderung) nach § 10 BauGB als Satzung. 
 

5. Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die auf der Grundlage der Hes-
sischen Bauordnung in den Bebauungsplan integrierten Festsetzungen als 
Satzung. 

 
Anlagen 


